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Kommunales Monitoring
Hass, Hetze und Gewalt gegenüber  
Amtsträgerinnen und Amtsträgern  (KoMo) 
Auswertung zur Herbstbefragung 2025*

19 % nur digital

36 % nur analog

45 % hybrid

Überwiegend Beleidigung,  
Verleumdung oder Bedrohungen. 

Belastungsfaktoren: 
 Einbeziehung des persönlichen Umfelds
 öffentliche/mediale Sichtbarkeit
 Form der Anfeindung
 Häufigkeit/Dauer des Vorfalls

18 % der Vorfälle wurden zur Anzeige gebracht.

34 % der Befragten haben zwischen 
November 2024 und Oktober 2025 
Anfeindungen erlebt. 

 Ø 1–2 Mal pro Monat

 29 % nur analog, 43 % nur digital, 28 % hybrid

  Überwiegend Beleidigungen, 
Verleumdungen und Nötigungen

  23 % der Vorfälle wurden zur Anzeige gebracht.

  87 % der Betroffenen berichten von  
psychischen und/oder physischen Folgen

Rufschädigung
Schlafprobleme
vorsichtiges Verhalten
depressive Verstimmungen
Einschränkung von Social Media Nutzung
Verzicht auf Kandidatur

46 % der Befragten nahmen in den letzten 
12 Monaten eine Eskalation/Zuspitzung von 
Anfeindungen wahr.

 stärkere Schwere
 höhere Häufigkeit 
 mehrere Beteiligte
 gezielte Angriffe auf privates Umfeld
 Wechsel von analogen zu digitalen Kanälen

8 % der Befragten berichten, dass ihre 
Familienangehörigen in den letzten zwölf Monaten 
von Anfeindungen oder Übergriffen betroffen waren. 

36 % der Befragten berichten von Anfeindungen 
oder Übergriffen gegen Mitarbeitende Ihrer 
Verwaltung oder Mitglieder der Stadt- bzw. 
Gemeindevertretung.

der Befragten halten zusätzliche Schutzmaßnahmen für erforderlich.51 %51 %

41 % der Befragten haben in ihrer bisherigen Amtszeit 
mindestens einen Vorfall erlebt, den sie als besonders  
belastend oder schwerwiegend empfunden haben.

* Referenzzeitraum: November ’24-Oktober ’25; n = 1.586 Kontakt: kommunalmonitor@bka.bund.de
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Aktuelle Befunde aus dem „Kommunalen Monitoring“ – 
Herbstbefragung 2025

Die Forschungsstelle Terrorismus/Extremis-
mus des Bundeskriminalamts führt in 
Zusammenarbeit mit den kommuna-
len Spitzenverbänden (DST, DLT, DStGB) 
im Rahmen des Verbundprojektes MOTRA 
seit Herbst 2021 ein „Kommunales Moni-
toring zu Hass, Hetze und Gewalt gegen-
über Amtsträgerinnen und Amtsträgern“ 
(KoMo) durch. Es handelt sich hierbei um 
eine längsschnittlich angelegte bundesweite 
Online-Befragung aller ehren- und haupt-
amtlichen (Ober-)Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister sowie Landrätinnen und 
Landräte in den rund 11.000 Kommunen 
in Deutschland zu ihren Erfahrungen mit 
Hass, Hetze und Gewalt im Amtsalltag. Die 
Befragungen wurden in der ersten Projekt-
phase (2021 bis 2024) halbjährlich durch-
geführt und werden mit Beginn der zwei-
ten Projektphase (2025) in einem jährlichen 
Turnus mittels selbstselektiver Stichproben 
fortgeführt. Diese regelmäßige Erhebung 
ermöglicht eine kontinuierliche Beobachtung 

des Anfeindungsgeschehens gegenüber 
kommunalpolitischen Amtsträgerinnen und 
Amtsträgern. Dabei dienen die Befragungen 
nicht nur einem wissenschaftlichen Selbst-
zweck, sondern liefern auch eine Grundlage 
für die Entwicklung präventiver Handlungs-
strategien im engen Austausch mit weiteren 
Akteuren aus Politik, Zivilgesellschaft und 
Wissenschaft. Zudem wird den kommunal-
politischen Amtsträgerinnen und Amts-
trägern mittels der Befragungen eine Platt-
form geboten, sich regelmäßig mitzuteilen 
und ihre Erfahrungen mit denen ihrer Kolle-
ginnen und Kollegen zu teilen. Die in diesem 
Bericht aufgeführten Ergebnisse beziehen 
sich auf die Herbstbefragung´25 (Referenz-
zeitraum: November 2024 - Oktober 2025).
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Erhebungsdesign und Stichprobe

Der Onlinefragebogen der Herbstbefragung 
2025 enthält neben Fragen zum Amtsalltag in 
der amtlich zu verantwortenden Kommune 
sowie demografischen Angaben Items zu 
persönlichen Erfahrungen mit Hass, Hetze 
und Übergriffen im analogen und digitalen 
Raum – sowohl bezogen auf den schwer-
wiegendsten Vorfall in der bisherigen 
Amtszeit als auch auf den letzten Vorfall in 
den vergangenen zwölf Monaten (Referenz-
zeitraum: November 2024 bis Oktober 2025). 
Der Fragebogen war im Zeitraum vom 25. 
November 2025 bis zum 31. Januar 2026 
zugänglich; die mediane Bearbeitungsdauer 
betrug 6:31 Minuten.

Die Grundgesamtheit der Studie umfasst 
etwa 11.000 (Ober-)Bürgermeisterinnen und 
-Bürgermeister sowie Landrätinnen und 
Landräte in der Bundesrepublik. Da keine 
detaillierten demografischen Informationen 
zur Grundgesamtheit vorliegen und allen Per-
sonen der Zielgruppe die Möglichkeit zur Teil-
nahme eingeräumt werden sollte, wurde auf 
selbstselektive Stichproben zurückgegriffen. 
Dazu wurden bundesweit alle Kommunen 
mit einem Einladungsschreiben inklusive 
Link zum Onlinefragebogen kontaktiert – 
basierend auf öffentlich zugänglichen E-Mail-
Adressen sowie der Weiterleitung durch die 
kommunalen Spitzenverbände –, sodass alle 
Personen der Zielgruppe die gleiche Chance 
hatten, an der Befragung teilzunehmen. Die 
Teilnahme erfolgte freiwillig und anonym. 
Insgesamt liegen 1.586 auswertbare Frage-
bögen aus der Zielgruppe vor, was bei etwa 
11.000 kontaktierten Kommunen einer Rück-
laufquote von 14 % entspricht.

Durch die selbstselektive Stichprobe kön-
nen Verzerrungen durch Selektionsbias ent-
stehen, da vor allem Personen teilnehmen 
könnten, die ein besonderes Interesse an dem 
Thema haben oder sich persönlich betroffen 
fühlen, während weniger betroffene oder 
weniger motivierte Personen tendenziell 
nicht teilnehmen. Um diesem Bias entgegen-
zuwirken, wurde in den Einladungsschreiben 
explizit darum gebeten, auch dann an der 
Befragung teilzunehmen, wenn in den letzten 
zwölf Monaten keine entsprechenden Vor-
fälle erlebt wurden. Da die Stichprobe weder 
zufällig gezogen noch nach demografischen 
Merkmalen der Grundgesamtheit gewichtet 
wurde, sind die Ergebnisse nicht repräsen-
tativ. Dennoch wurde versucht, ein mög-
lichst realistisches Bild auf Bundesebene zu 
erhalten und Verzerrungen zu minimieren, 
indem die Daten nachträglich auf Basis der 
Gemeindeanzahl pro Bundesland gewichtet 
wurden. Bei der Interpretation der nach-
folgenden Ergebnisse ist dieser Umstand ent-
sprechend zu berücksichtigen.

Die soziodemografische Zusammensetzung 
der Stichprobe zeigt, dass die Altersgruppe 
der 51- bis 60-Jährigen mit 37 % am stärks-
ten vertreten ist (vgl. Abb. 1). Die Mehrheit 
der Befragten sind Männer (82 %), während 
18 % Frauen sind (vgl. Abb. 2). Zudem üben 
53 % der Befragten ihr Amt hauptamtlich aus, 
während 47 % ehrenamtlich tätig sind (vgl. 
Abb.  3). Hinsichtlich der Amtszeit sind 37 % 
der Befragten seit 4 bis 9 Jahren im Amt, 34 % 
seit 10 Jahren oder länger und 29 % seit bis zu 3 
Jahren (vgl. Abb. 4). Mit 50 % sind die Befragten 
überwiegend in kleineren Gemeinden mit bis 
zu 10.000 Einwohner*innen tätig (vgl. Abb. 5). 
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Abbildung 1: Alter der Befragten (%)

Abbildung 3: Funktion der Befragten (%)

Abbildung 5: Gemeindegröße (%)

Abbildung 4: Amtszeitdauer der Befragten (%)

Abbildung 2: Geschlecht der Befragten (%)
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Amtsalltag in der Komnune

a) �Einschätzung des politischen Mit-
einanders in der amtlich zu ver-
antwortenden Kommune 

Insgesamt schätzen die Befragten das poli-
tische Miteinander in der amtlich zu ver-
antwortenden Kommune im Durchschnitt 
als weitgehend stabil ein (vgl. Abb. 6).

Die Mittelwerte zeigen, dass auf einer Skala 
von 1 (sehr schlecht) bis 7 (sehr gut) ins-
besondere die interne Zusammenarbeit 
zwischen politischen Akteuren, das zivil-
gesellschaftliche Engagement sowie die Ver-
lässlichkeit kommunaler Entscheidungs-
prozesse in den Kommunen positiv bewertet 
werden (MW ≥ 5).

Als vergleichsweise solide werden die kons-
truktive Bewältigung von Koflikten, der 
soziale Zusammenhalt und die Integration 
unterschiedlicher Gruppen in die Kom-
mune sowie das Vertrauen in kommunale 
Institutionen und Akteure wahrgenommen 
(MW ≥ 4,6).

Demgegenüber werden der Umgang mit 
gesellschaftlichen und politischen Spannun-
gen, die Fairness der kommunalen Resourcen
verteilung, die Bürgerbeteiligung sowie die 
Anpassungsfähigkeit an gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Veränderungen deutlich 
kritischer eingeschätzt (MW < 4,6). 

Dies deutet darauf hin, dass die kommunal-
politischen Strukturen insgesamt mit 
einem Mittelwert von 4,8 über alle Items 
zwar funktional stabil sind, zugleich jedoch 
Herausforderungen im Bereich Beteiligung, 
Transformation und gesellschaftlicher 
Wandel bestehen.

b) �Größte Herausforderungen für die 
amtlich zu verantwortende Kom-
mune in den nächsten fünf Jahren

Wie Abbildung 7 zeigt, nannten die Befragten 
fehlende Haushaltsmittel (24 %) als größte 
Herausforderung für ihre amtlich zu ver-
antwortende Kommune in den kommen-
den fünf Jahren. Ebenfalls häufig genannt 
wurden Wirtschaftskraft (10 %) und 

1 2 3 4 5 6

Anpassungsfähigkeit an gesellschaftliche & wirtschaftlich Veränderungen

Bürgerbeteiligung

Fairness der kommunalen Ressourcenverteilung

Umgang mit gesellschaftlichen & politischen Spannungen

Vertrauen in kommunale Institutionen & Akteure

Sozialer Zusammenhalt & Integration

Konstruktive Bewältigung von Herausforderungen

Verlässlichkeit kommunaler Entscheidungsprozesse

Zivilgesellschaftliches Engagement

Zusammenarbeit zwischen politischen Akteuren

4,49

4,51

4,55

4,57

4,66

4,75

4,94

5,00

5,21

5,43 

Abbildung 6: Mittelwerte der Items zur Einschätzung des politischen Miteinanders in der amtlich zu  
verantwortenden Kommune mittels siebenstufiger Skala (1: sehr schlecht; 7: sehr gut)
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demographischer Wandel (9 %). Heraus-
forderungen im Bereich Stadt- und Wohn-
raumentwicklung wurden von 7 % der 
Befragten genannt.

Weitere wichtige Themen sind Infrastruktur, 
z. B. Verkehr und ÖPNV (6 %), Energiewende 
(6 %), Digitalisierung (5 %) und Politikver-
drossenheit bzw. sinkende Beteiligung (5 %). 
Ebenso wurden Fachkräftemangel (5 %), 
zunehmende Polarisierung und Verroh-
rung im Miteinander (4 %), Gesundheits-
versorgung (4 %) und Bildung und Schulent-
wicklung (4 %) genannt.

Mit geringerer Häufigkeit wurden Themen 
wie Klima (z. B. Hitze, Starkregen; 3 %), Inte-
gration und gesellschaftlicher Zusammen-
halt (2 %) und Migration und Aufnahme von 
Flüchtlingen (2 %) genannt. 

Am seltensten wurden öffentliche Sicher-
heit (1 %), Extremismus und demokratie-
feindliche Gruppen (1 %), soziale Ungleich-
heit (1 %) sowie sonstige Herausforderungen 
(1 %) genannt.

Abbildung 7:  
Größte Herausforderungen für die amtlich zu verantwortende Kommune in den nächsten fünf Jahren (%)
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Was wurde wie erlebt? 

1	 Analoge Kommunikationskanäle umfassen persönlich (Face-to-Face), Telefon, Anruf, SMS, Brief, Postsendung und öffentliche Printmedien. Zu digitalen 
Kommunikationskanälen zählen E-Mail, öffentliche Beiträge und Direktnachrichten in sozialen Medien, Messenger-Dienste, öffentliche Online-Medien, Blogs 
oder Foren. Als hybrid gelten Vorfälle, die sowohl über analoge als auch digitale Kanäle stattfanden.

a) �Schwerwiegendster Vorfall in der 
bisherigen Amtszeit 

Betroffenheit, Formen und Kanäle

Insgesamt gaben 41 % der Befragten 
an, dass es in ihrer bisherigen Amts-
zeit einen Vorfall gab, den sie persön-
lich als besonders belastend, ein-
schneidend oder schwerwiegend 
empfunden haben.

Diese Vorfälle fanden überwiegend in 
Form von Beleidigung (28 %) oder Ver-
leumdung bzw. üble Nachrede (28 %) 
statt. Ebenfalls häufig genannt wur-
den Bedrohung bzw. Nötigung (17 %).
Seltener traten Formen wie Stalking  
oder Nachstellung (4 %), Diskrimi
nierung (4 %), Sachbeschädigung (4 %) 
oder soziale Ausgrenzung (4 %) auf. 
Doxxing, also die Veröffentlichung 
persönlicher Daten (2 %), und körper-
liche Übergriffe (2 %) wurden eben-
falls genannt. Sehr selten berichteten 
die Befragten über Erpressung (1 %), 
Volksverhetzung (1 %) oder sexuelle 
Belästigung bzw. sexualisierte Gewalt 
(1 %). Unter „Sonstige“ fielen 4 % der 
Nennungen.

Insgesamt fanden diese Vorfälle zu 
36 % ausschließlich analog, zu 19 % 
ausschließlich digital und zu 45 % 
hybrid statt1. 
Mit Blick auf die konkreten 
Kommunikationskanäle berichten 
die Betroffenen am häufigsten 
von persönlichen (Face-to-Face) 
Anfeindungen (25 %). Ebenfalls häufig 
genannt wurden öffentliche Beiträge 
in sozialen Netzwerken (19 %), E-Mails 
(12 %) sowie Briefe oder Postsendungen 

(11 %). Seltener wurden öffentliche 
Printmedien (z. B. Plakate, Flyer oder 
Zeitungen; 8 %), sonstige Kanäle (7 %), 
Telefon, Anruf oder SMS (6 %) und 
Messenger-Dienste wie WhatsApp 
oder Telegram (5 %) genannt. Am sel-
tensten entfielen die Nennungen auf 
Direktnachrichten in sozialen Netz-
werken (4 %) sowie öffentliche Online-
Medien, Blogs oder Foren (3 %).

Gründe für die wahrgenommene 
Schwere des Vorfalls

Die Betroffenen gaben am häufigs-
ten an, dass der Vorfall persönlich 
als besonders schwerwiegend wahr-
genommen wurde, weil das persön-
liche Umfeld (z. B. Familie oder  
Freunde; 16 %) einbezogen war oder 
eine hohe öffentliche Sichtbarkeit 
bzw. mediale Aufmerksamkeit (16 %) 
bestand. Ebenfalls häufig genannt 
wurden die Art der Anfeindung (z. B. 
Bedrohung, körperliche Gewalt oder 
sexualisierte Übergriffe; 15 %) sowie 
die Häufigkeit oder Dauer des Vorfalls 
(z. B. wiederholte oder andauernde 
Angriffe; 14 %).
Mit moderater Nennungshäufig-
keit wurden mangelnde Unter-
stützung durch Dritte (z. B. keine 
oder unzureichende Reaktionen 
von Verwaltung, Polizei, Justiz oder 
Öffentlichkeit; 10 %), die Beteiligung 
mehrerer Personen oder Gruppen (z. B. 
organisierte Aktionen oder Gruppen-
übergriffe; 9 %) sowie berufliche oder 
persönliche Folgen (z. B. Rücktritt, 
Einschränkungen bei der Amtsaus-
übung oder psychische Belastung; 9 %) 
angegeben.
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Seltener wurden der Verlust von 
Sicherheit oder Rückzugsräumen (z. B. 
wenn das eigene Zuhause oder der 
Arbeitsumfeld als nicht mehr sicher 
wahrgenommen wurde; 7 %) sowie 
sonstige Gründe (4 %), die den Vorfall 
als besonders belastend erscheinen 
ließen, genannt.

Umgang

Im Umgang mit dem schwer-
wiegendsten Vorfall suchten die 
Betroffenen am häufigsten Unter-
stützung im privaten Umfeld, ins-
besondere bei Familie oder Freunden 
(22 %). Ebenfalls häufig wurde Unter-
stützung bei Parteifreundinnen und 
Parteifreunden sowie Kolleginnen 
und Kollegen (20 %) gesucht.
Ein relevanter Anteil der Betroffenen 
gab an, den Vorfall zur Anzeige 
gebracht zu haben (18 %). Darüber hin-
aus suchten einige den direkten Dialog 
mit der tatverdächtigen Person (14 %), 
während andere den Vorfall ignorier-
ten (11 %).
Seltener wurde der Vorfall anderweitig 
gemeldet (7 %), etwa innerhalb insti-
tutioneller Strukturen. Nur ein gerin-
ger Anteil nutzte spezifische Unter-
stützungsangebote (4 %) oder nannte 
sonstige Umgangsformen (4 %).

b) �Letzter Vorfall in den vergangenen 
zwölf Monaten

Betroffenheit, Formen, Kanäle und 
Orte

Insgesamt gaben 34 % der Befragten 
an, dass sie in ihrer aktuellen Funktion 
als (Ober-) Bürgermeisterin/(Ober-) 
Bürgermeister oder Landrat/Landrätin 
in den letzten zwölf Monaten (bis ein-
schließlich 31.10.2025) verbale oder 
schriftliche Anfeindungen und/oder 
tätliche Übergriffe im analogen oder 
digitalen Raum erfahren haben.

Im Durchschnitt wurden ent-
sprechende Vorfälle in den ver-
gangenen zwölf Monaten etwa ein- 
bis zweimal pro Monat erlebt.

Die zuletzt erlebten Vorfälle äußer-
ten sich überwiegend in Form von 
Beleidigung (37 %) sowie Verleumdung 
oder übler Nachrede (32 %). Deutlich 
seltener wurden Bedrohung oder Nöti-
gung (12 %) genannt. Weitere Formen 
traten nur vereinzelt auf, darunter Dis-
kriminierung (4 %), Volksverhetzung 
(3 %), soziale Ausgrenzung (3 %) sowie 
sonstige Formen von Anfeindungen 
(3 %).
Nur in sehr geringem Umfang 
berichteten die Betroffenen von Stal-
king oder Nachstellung (2 %), Sach-
beschädigung (2 %), Erpressung (1 %) 
oder Doxxing (1 %). Körperliche Über-
griffe sowie Erfahrungen von sexueller 
Belästigung oder sexualisierter Gewalt 
spielten hingegen nahezu keine Rolle 
(jeweils 0 %).

Insgesamt fanden diese Vorfälle zu 
29 % ausschließlich analog, zu 43 % 
ausschließlich digital und zu 28 % 
hybrid statt. 
Mit Blick auf die konkreten 
Kommunikationskanäle berichten 
die Betroffenen am häufigsten von 
öffentlichen Beiträgen in sozialen 
Netzwerken (28 %). Ebenfalls ver-
gleichsweise häufig wurden persön-
liche (Face-to-Face) Anfeindungen 
(18 %) sowie E-Mail-Kommunikation 
(16 %) als Kanal genannt. Weitere rele-
vante Kanäle waren Briefe oder Post-
sendungen (12 %). 
Seltener erfolgten die Anfeindungen 
über Telefon, Anruf oder SMS (5 %), 
direkte Nachrichten in sozialen Netz-
werken (5 %) sowie über sonstige 
Kanäle (5 %). Nur vereinzelt wurden 
öffentliche Printmedien wie Plakate, 
Flyer oder Zeitungen (4 %), öffentliche 
Onlinemedien, Blogs oder Foren (4 %) 
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sowie Messenger-Dienste wie Whats
App oder Telegram (3 %) als Kanal des 
letzten Vorfalls genannt.

Zum Zeitpunkt des letzten Vorfalls 
im analogen Raum hielten sich die 
Betroffenen überwiegend am Arbeits-
platz bzw. in Diensträumen, etwa im 
Rathaus (43 %), auf. Rund ein Viertel 
der Betroffenen befand sich zu Hause 
(24 %).
Weitere häufig genannte Orte waren 
öffentliche Veranstaltungen oder 
Wahlkampfstände (13 %) sowie der 
öffentliche Raum, etwa Straßen oder 
der öffentliche Nahverkehr (13 %).
Deutlich seltener ereigneten sich die 
Vorfälle in der Freizeit oder beim Sport 
(2 %), beim politischen Engagement 
außerhalb formeller Veranstaltungen, 
etwa beim Haustürwahlkampf (2 %), 
auf dem Arbeitsweg oder unterwegs 
(2 %) sowie bei Freunden oder im pri-
vaten Umfeld (1 %). 

Bezug

Den Angaben der Betroffenen zufolge 
bezog sich der letzte Vorfall über-
wiegend auf ihrer Rolle als Amts- oder 
Mandatspersonen (87 %). Innerhalb 
dieser Vorfälle betraf er in mehr als 
der Hälfte der Fälle die Rolle als öffent-
liche Person (55 %). Weitere häufige 
Bezüge waren kommunalpolitische 
Sachthemen (21 %), während Partei-
repräsentanz (9 %) und übergeordnete 
politische Sachthemen (8 %) seltener 
genannt wurden. Wahlkampfbezogene 
Themen (2 %) und sonstige Themen 
(5 %) spielten eine untergeordnete 
Rolle. 
Wesentlich seltener richtete sich der 
letzte Vorfall gegen die Person selbst 
aufgrund individueller Merkmale im 
Sinne von Hasskriminalität (12 %). 

Innerhalb dieser Vorfälle bezog er sich 
am häufigsten auf die Geschlechts-
zugehörigkeit (31 %). In jeweils 23 % 
der Nennungen wurden die nationale 
Herkunft, die soziale Herkunft sowie 
das Aussehen als Bezugspunkt der 
Anfeindung genannt.
Nur in sehr wenigen Fällen bezog 
sich der letzte Vorfall auf Familien-
angehörige oder das private Umfeld 
(1 %). 

Vermutete Motivation

Der letzte Vorfall wird von den 
Betroffenen überwiegend persön-
lichen Motiven der tatverdächtigen 
Person (80 %) zugeschrieben, während 
bei einem Fünftel der Vorfälle konkrete 
politische oder ideologische Motive 
(20 %) vermutet werden. 
Innerhalb der Vorfälle mit vermuteten 
persönlichen Motiven wird am häu-
figsten persönliche Unzufriedenheit 
oder Frustration der tatverdächtigen 
Person (27 %) genannt, gefolgt von 
Unzufriedenheit mit kommunalen 
Entscheidungen (22 %). Ebenfalls häu-
fig werden Egoismus oder Anspruchs-
denken (16 %) sowie Uninformiertheit 
über politische Prozesse und die Rolle 
der Amtspersonen (16 %) als Motive 
vermutet. Weitere genannte persön-
liche Motive sind Intoleranz oder die 
Unfähigkeit, Konflikte auszutragen 
(14 %) und psychische Auffälligkeiten 
der tatverdächtigen Person (5 %).
Innerhalb der Vorfälle mit vermuteten 
politischen oder ideologischen Moti-
ven werden am häufigsten partei-
politische Gegner (36 %) und politisch 
rechte Motive (35 %) genannt.  Seltener 
werden radikale Positionen aus The-
men oder sozialen Bewegungen (15 %), 
politisch linke Motive (12 %) und reli-
giöse Motive (2 %) vermutet.
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Anzeigeverhalten und Gründe für 
Nicht-Anzeige

Knapp ein Viertel der Betroffenen 
(23 %) hat den zuletzt erlebten Vorfall 
zur Anzeige gebracht. 

Die Mittelwerte in Abbildung 8 zei-
gen, dass auf einer Skala von 1 (über-
haupt nicht) bis 7 (sehr stark) die 
Entscheidung der Betroffenen, im 
Rahmen des letzten Vorfalls keine 
Strafanzeige zu erstatten, im Durch-
schnitt am stärksten durch prakti-
sche Überlegungen und Abwägungen 
des Aufwands beeinflusst wird. So 
gaben die Befragten am häufigsten 
an, dass der Aufwand im Vergleich 
zum Nutzen zu hoch war (MW 5,36). 
Ebenfalls stark relevant waren die 
Wahrnehmungen, dass der Vorfall 
nicht schwerwiegend genug für eine 
Anzeige war (MW 4,86) und dass eine 
Anzeige vermutlich nichts bewirken 
würde (MW 4,87).

Weitere Gründe, die häufig die Ent-
scheidung beeinflusste, waren der 
Wunsch nach Vermeidung zusätz-
licher öffentlicher Aufmerksamkeit 
oder Eskalation (MW 4,81), die Haltung, 
dass solche Vorfälle zum Amtsall-
tag gehören und hinzunehmen sind 
(MW 4,55), sowie die Einschätzung, 
dass Ignorieren persönlich die effek-
tivste Strategie sei (MW 4,55). Auch der 
Wunsch nach Abschluss und Ruhe 
(MW 4,06) spielt eine Rolle.
Im Mittel weniger stark wurden 
Unsicherheiten über die Strafbarkeit 
des Vorfalls (MW 3,11), fehlende Ener-
gie (MW 2,81), fehlende Zeit (MW 2,24) 
und Angst vor Repressalien (MW 2,22) 
als Einflussfaktoren bewertet. Kaum 
eine Rolle spielten nach Einschätzung 
der Betroffenen das Abberaten durch 
Dritte (MW 1,68), Scham (MW 1,57) und 
Unwissenheit über Anzeigewege (MW 
1,50). 

Abbildung 8: Mittelwerte der Items zur Bewertung von Einflussfaktoren auf das Anzeigeverhalten 
mittels siebenstufiger Skala (1: überhaupt nicht; 7: sehr stark)
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Zuspitzung und Eskalation von 
Vorfällen

Insgesamt gibt mit 46 % knapp die 
Hälfte der Betroffenen an, dass sie 
im Rückblick auf die vergangenen 12 
Monate den Eindruck hatten, dass sich 
Anfeindungen gegen sie im Verlauf 
zugespitzt haben bzw. eskaliert sind.
Die wahrgenommene Eskala-
tion äußerte sich vor allem in 
einer Zunahme der Häufigkeit 
von Anfeindungen (32 %). Zudem 
berichteten die Befragten häufig von 
einer Steigerung der Schwere der 
Vorfälle, etwa einem Übergang von 
Beleidigungen zu Bedrohungen (20 %), 
sowie von der Beteiligung mehrerer 
Personen oder Gruppen (19 %). Wei-
tere Anzeichen einer Eskalation waren 
persönlichere oder gezieltere Angriffe, 
bei denen etwa das private Umfeld 
einbezogen wurde (15 %), sowie ein 
Wechsel der Kommunikationskanäle, 
insbesondere von analogen zu digita-
len Formaten (10 %). Deutlich seltener 
wurde ein Wechsel von digitalen zu 
analogen Kanälen genannt (3 %). Sons-
tige Eskalationsformen wurden nur 
vereinzelt angegeben (1 %).

Folgen

Insgesamt berichten 87 % der 
Betroffenen, im Zuge der innerhalb der 
vergangenen zwölf Monate erlebten 
Anfeindungen und Übergriffe psychi-
sche und/oder physische Folgen erlebt 
zu haben.
Wie Abbildung 9 zeigt, wurden als 
konkrete Folgen am häufigsten Ruf-
schädigungen genannt (13 %). Eben-
falls vergleichsweise häufig traten 
Schlafprobleme auf (12 %). Darüber 
hinaus berichteten Betroffene von 
Selbstzensur bei öffentlichen Äuße-
rungen (9 %) sowie von depressiven 
Verstimmungen wie Abgeschlagen-
heit oder Antriebslosigkeit (9 %). Wei-
tere verbreitete Folgen waren die Ein-
schränkung der Nutzung sozialer 
Medien (8 %) sowie die Entscheidung, 
bei einer Neuwahl nicht erneut anzu-
treten (7 %). Jeweils 6 % gaben an, Pro-
bleme bei der Ausübung ihrer poli-
tischen Arbeit erlebt zu haben, eine 
Amts- oder Mandatsniederlegung 
erwogen zu haben oder Verhaltens-
änderungen im Alltag vorgenommen 
zu haben.

Abbildung 9: Berichtete Folgen (Mehrfachnennungen; %)
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Seltener genannt wurden psychische 
und körperliche Belastungen wie Angst 
oder Unruhe (5 %), psychosomatische 
Beschwerden (5 %) sowie ein Rückzug 
aus öffentlichen Auftritten oder das 
Meiden bestimmter Orte (5 %). Noch 
seltener berichteten die Befragten von 
Konzentrationsschwierigkeiten (3 %) 
oder Problemen im engeren sozialen 
Umfeld (3 %). Unter „Sonstige“ (3 %) 
wurden weitere Folgen zusammen-
gefasst, wobei physische Verletzungs-
folgen nur in Einzelfällen angegeben 
wurden.

Schutzmaßnahmen

Insgesamt gaben 51 % der Befragten 
an, dass sie zusätzliche Maßnahmen 
zum Schutz von kommunalpolitisch 
tätigen Amts- und Mandatspersonen 
von Anfeindungen und Übergriffen für 
erforderlich halten.
Wie Abbildung 10 veranschaulicht, 
wird als konkret erforderliche Schutz-
maßnahme am häufigsten eine kon-
sequente Strafverfolgung – auch im 
digitalen Raum – genannt (20 %). 
Ebenfalls häufiger genannt wurde 
eine stärkere Regulierung von Hass 

und Anonymität im Netz (13 %). Dar-
über hinaus werden vereinfachte und 
digitale Möglichkeiten zur Anzeige 
(9 %) sowie Aufklärung und Sensi-
bilisierung der Öffentlichkeit (9 %) 
vergleichsweise häufig als dringend 
angesehen. Jeweils 8 % der Nennungen 
entfallen auf Anlaufstellen speziell für 
kommunalpolitisch Engagierte sowie 
auf mehr Personal und spezialisierte 
Stellen bei der Polizei.
Seltener genannt wurden psycho-
logische bzw. rechtliche Unterstützung 
(7 %), mehr Personal und spezialisierte 
Stellen in der Justiz (6 %), Schulungen 
zu Selbstschutz und Kommunikation 
(6 %), bessere Unterstützung durch 
übergeordnete Behörden (5 %) und 
verbesserte Melde- und Reaktionsver-
fahren auf Plattformen (5 %). Konkrete 
bauliche oder technische Schutzmaß-
nahmen spielen mit 4 % eine unter-
geordnete Rolle. 

Zusätzlich gab mehr als ein Viertel der 
Befragten (27 %) an, dass ihnen spe-
zialisierte Anlaufstellen für kommu-
nale Amts- und Mandatspersonen im 
Umgang mit Anfeindungen und Über-
griffen im Amtsalltag bekannt sind.

Abbildung 10: Erforderlich Schutzmaßnahmen (Mehrfachnennungen; %)
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c) �Betroffenheit von Familien-
angehörigen und Mitarbeitenden in 
den vergangenen zwölf Monaten

Vorfälle gegen Familienangehörige  – 
Betroffenheit, Formen und Anzeige- 
bereitschaft 

Insgesamt gaben 8 % der Befragten 
an, dass ihre Familienangehörigen 
in den letzten zwölf Monaten von 
Anfeindungen oder Übergriffen inner- 
und außerhalb des digitalen Raums 
betroffen waren.
Diese traten vor allem in Form von Ver-
leumdung bzw. übler Nachrede (31 %) 
und Beleidigungen (27 %) auf. Eben-
falls häufiger genannt wurden soziale 
Ausgrenzung (11 %) sowie Bedrohung 
oder Nötigung (8 %) und Stalking/
Nachstellung (6 %).
Seltener berichteten die Befragten 
von Diskriminierung (4 %), Sach-
beschädigung (4 %), Doxxing (3 %) oder 
körperlichen Übergriffen (2 %). Sehr 
selten wurden Erpressung, Volksver-
hetzung oder sexualisierte Gewalt 
genannt (jeweils 0-1 %). Unter „Sons-
tige“ wurden weitere, vereinzelte For-
men von Anfeindungen erfasst (3 %).
Mit Blick auf die Anzeigebereitschaft 
wurden 27 % dieser Vorfälle angezeigt.

Vorfälle gegen Mitarbeitende  – 
Betroffenheit, Formen und Anzeige- 
bereitschaft 

Insgesamt berichten 36 % der Befragten, 
dass sie Kenntnis davon haben, dass 
in den letzten zwölf Monaten Mit-
arbeitende ihrer Verwaltung oder 
Mitglieder der Stadt- bzw. Gemeinde-
vertretung im Rahmen ihrer Tätig-
keit Anfeindungen oder Übergriffe 
erlebt haben. Davon berichten 73 % 
von Mehrfachvorfällen und 27 % von 
Einzelfällen.
Diese fanden überwiegend in Form 
von Beleidigungen (38 %), Ver-
leumdung bzw. üble Nachrede (21 %) 
und Bedrohung oder Nötigung (21 %) 
statt. Seltener traten körperliche Über-
griffe (3 %), Stalking oder Nachstellung 
(3 %), soziale Ausgrenzung (3 %) sowie 
Diskriminierung (4 %) auf. Erpressung, 
Doxxing und Volksverhetzung wurden 
mit jeweils 2 % nur vereinzelt berichtet. 
Unter „Sonstige“ wurden weitere, 
einzelne Formen von Anfeindungen 
erfasst (1 %).
Mit Blick auf die Anzeigebereitschaft 
wurden 46 % dieser Vorfälle zur 
Anzeige gebracht.
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Fazit und Ausblick

Die Ergebnisse der Herbstbefragung 2025 
zeichnen ein vielschichtiges Bild der aktu-
ellen Anfeindungssituation kommunal-
politischer Amtsträgerinnen und Amtsträger 
in Deutschland. Mit 34 % berichtet mehr als 
ein Drittel der Befragten von Anfeindungen 
oder Übergriffen im analogen und digitalen 
Raum zwischen November 2024 und Oktober 
2025 – ein Befund, der die anhaltende Relevanz 
des Phänomens unterstreicht. Dabei zeigt 
sich, dass Anfeindungen verstärkt im digita-
len Raum stattfinden: Während der schwer-
wiegendste Vorfall in der bisherigen Amtszeit 
noch überwiegend hybrid (45 %) oder analog 
(36 %) erlebt wurde, war der letzte Vorfall in 
den vergangenen zwölf Monaten bereits bei 
43 % ausschließlich digital. Soziale Netzwerke 
haben sich damit als zentraler Kanal für ent-
sprechende Anfeindungen etabliert.

Besonders besorgniserregend ist das Ausmaß 
der berichteten Folgen: 87 % der Betroffenen 
geben an, psychische und/oder physische 
Beeinträchtigungen erlebt zu haben. Neben 
individuellen Belastungen wie Schlaf-
problemen und depressiven Verstimmungen 
zeigen sich auch demokratierelevante Kon-
sequenzen: So berichten 6 % der Betroffenen, 
eine Amts- oder Mandatsniederlegung 
erwogen zu haben, und 7 % geben an, bei 
einer Neuwahl nicht erneut kandidieren zu 
wollen. Zudem berichtet knapp die Hälfte 
der Betroffenen (46 %) von einer wahr-
genommenen Zuspitzung oder Eskalation der 
Anfeindungen im Verlauf des vergangenen 
Jahres – ein Hinweis darauf, dass es sich viel-
fach nicht um isolierte Einzelereignisse, son-
dern um dynamische Prozesse handelt.

Das Anzeigeverhalten bleibt weiterhin 
gering: Nur knapp ein Viertel der Betroffenen 
(23 %) brachte den letzten Vorfall in den ver-
gangenen zwölf Monaten zur Anzeige. Als 
zentrales Hemmnis erweist sich weniger 
Unwissenheit oder Angst als vielmehr eine 

pragmatische Aufwand-Nutzen-Abwägung – 
verbunden mit einer weit verbreiteten Skep-
sis gegenüber der Wirksamkeit rechtlicher 
Schritte. Diese Befunde legen nahe, dass 
niedrigschwellige und vereinfachte Melde-
wege sowie eine konsequentere Strafver-
folgung – auch im digitalen Raum – von den 
Betroffenen selbst als vordringliche Hand-
lungsbedarfe wahrgenommen werden, wie 
die Angaben zu gewünschten Schutzmaß-
nahmen bestätigen.

Die Ergebnisse machen zudem deutlich, dass 
Anfeindungen nicht auf die Amtspersonen 
selbst beschränkt bleiben: 8 % der Befragten 
berichten von Vorfällen gegen Familien-
angehörige, und 36 % haben Kenntnis von 
Anfeindungen gegen Mitarbeitende der Ver-
waltung oder Mitglieder der Gemeindever-
tretung – davon in der Mehrheit als Mehr-
fachvorfälle. Das Phänomen entfaltet damit 
ein Wirkungsfeld, das weit über die unmittel-
bar betroffenen Amtspersonen hinausreicht.

Die nächste Erhebungswelle im Herbst 2026 
wird Aufschluss darüber geben, inwiefern 
sich die hier berichteten Befunde stabilisie-
ren, verändern oder weiter zuspitzen – und 
damit die Grundlage für eine systematische 
Längsschnittbetrachtung des Anfeindungs-
geschehens gegenüber kommunalpolitischen 
Amtsträgerinnen und Amtsträgern in 
Deutschland weiter stärken. Die gewonnenen 
Erkenntnisse fließen dabei fortlaufend in den 
Austausch mit Akteuren aus Politik, Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft ein und sollen 
so zur Weiterentwicklung evidenzbasierter 
Präventions- und Unterstützungsangebote 
auf kommunaler Ebene beitragen.

  �Weitere Informationen zum  
Kommunalen Monitoring und  
den Ergebnissen.

https://www.motra.info/radikalisierungsmonitoring/kommunalmonitoring/
https://www.motra.info/radikalisierungsmonitoring/kommunalmonitoring/
https://www.motra.info/radikalisierungsmonitoring/kommunalmonitoring/
https://www.motra.info/radikalisierungsmonitoring/kommunalmonitoring/
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Der MOTRA-Forschungsverbund vereint in einem 
Spitzenforschungscluster neun institutionelle Part-
ner aus renommierten universitären und außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen sowie unter-
schiedlichen wissenschaftlichen Fachdisziplinen. 
MOTRA sucht den kooperativen Dialog auf Augenhöhe 
mit weiteren wissenschaftlichen Forschungsverbün-
den und Netzwerkpartnern aus Praxis und Politik 
und verfolgt dabei zwei zentrale Zielstellungen:

1. Monitoring
Es soll durch MOTRA ein Monitoringsystem auf-
gebaut werden, mittels dessen das politisch und/
oder religiös begründete Radikalisierungsgeschehen 
in Deutschland auf einer breiten Datenbasis fort-
laufend beobachtet wird. Ziel ist es die Verbreitung, 
Entwicklungstrends sowie begünstigende Konstella-
tionen für Extremismus und Radikalisierung besser 
erfassen zu können.

2. Wissenstransfer
Weiterhin verfolgt MOTRA den Aufbau und die Etab-
lierung einer multifunktionalen Austauschplattform 
zur Gestaltung eines direkteren Wissenstransfers 
zwischen den Handlungsfeldern wissenschaftlicher 
Forschung, sozialer Praxis und Politikgestaltung.

paper-plane motra@bka.bund.de 

Globe www.motra.info 

 motra.bsky.social

 MOTRA-Transfer

  �motra-monitoringsystem-und-transferplattform-
radikalisierung

MOTRA
Monitoringsystem und Transferplattform Radikalisierung

mailto:motra%40bka.bund.de?subject=
https://www.motra.info/
mailto:https://bsky.app/profile/motra.bsky.social?subject=
http://www.linkedin.com/company/motra-monitoringsystem-und-transferplattform-radikalisierung/
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